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Die politische Lage in der Tschechischen Republik (CR) blieb stabil dank der fort-
bestehenden parlamentarischen Zusammenarbeit der Minderheitsregierung der So-
zialdemokraten mit der stärksten oppositionellen Kraft, der Demokratischen Bür-
gerpartei.1 Auch die KSCM unterstützte indirekt und ansatzweise die Minderheits-
regierung und minderte damit ihre politische Isolation. Trotz einer relativ guten Re-
gierungsbilanz waren bis zu zwei Drittel der Bevölkerung mit der Politik und den
Politikern nicht zufrieden, was eine Herausforderung für die Parlamentswahlen
(Juni 2002) darstellte. Die ursprünglich erfolgreiche Koalition von vier oppositio-
nellen Parteien der Mitte zerfiel.2 Die Wahlgesetznovelle vom Dezember 2001 be-
günstigt die größeren Parteien.3

Die Wirtschaftsentwicklung war durch das Wachstum von über 3% bei 5% In-
flation und 8,5% Arbeitslosigkeit geprägt. Dank der Wirtschaftslage und der Inves-
titionsförderung wurde Tschechien zum Favoriten für Direktinvestitionen unter den
Beitrittsländern. Reallöhne sowie Arbeitsproduktivität stiegen leicht an. Die Stärke
der tschechischen Krone, das wachsende Staatshaushaltsdefizit und die Struktur der
Zahlungsbilanz gaben aber zunehmend Anlass zur Sorge.4 Die Regierung vollen-
dete die Bankprivatisierung, setzte weitere Privatisierungsprojekte fort und ent-
wickelte eine aktivere Arbeitsmarktpolitik. Das kontroverse Revitalisierungs-
konzept einiger Großbetriebe (der sog. „big bang") blieb bescheiden.

Die Beziehungen gegenüber den Regionalpartnern (Deutschland, Österreich,
Ungarn) wurden durch die Forderungen, die sog. Benesch-Dekrete aufzuheben, be-
lastet, was auch die Visegrad-Zusammenarbeit negativ beeinflußte. Die kontro-
versen Aussagen von Premierminister Zeman5 und Vorschläge des Parlaments-
präsidenten Klaus waren innenpolitisch umstritten und außenpolitisch kontrapro-
duktiv. In Prag bestand jedoch ein Konsens darüber, dass die sog. Benesch-Dekrete
zwar weiterhin gültig seien, allerdings „konsumiertes Recht" darstellten und somit
keine neuen Rechtstatsachen schaffen könnten. Der Streit um das AKW Temelin
wurde dank des tschechischen Zugeständnisses, im Rahmen des Melk-Prozesses
die Umweltverträglichkeitsprüfung dem künftigen Beitrittsvertrag beizufügen, bei-
gelegt.6

Öffentliche EU-Debatte

Alle im Parlament vertretenen politischen Parteien unterstützen den Beitritt zur
Europäischen Union (EU), auch wenn die ODS immer wieder über alternative Sze-
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narien nachdachte und die KSCM sich noch nicht festgelegt hat. Die tschechische
Politik fühlte sich zum ersten Mal direkt aufgefordert, sich in der Debatte zur Zu-
kunft der EU zu positionieren. Alle Parteien einigten sich darauf, dass die EU effi-
zienter, das demokratische Defizit aufgehoben, die Kompetenzen klar abgegrenzt
und die Rolle der nationalen Parlamente erhöht werden sollten. Über diese Po-
sitionen hinaus, blieb die Spaltung der politischen Szene weiter bestehen. Die
CSSD, die Parteien der Mitte und Präsident Havel sprachen sich für eine europä-
ische Verfassung und eine föderalistische Ausrichtung der EU aus; die KSCM
tendierte zu einem konföderativen Modell. Die ODS machte die EU zu einem zen-
tralen Wahlthema, betonte das Modell der Regierungszusammenarbeit und forder-
te eine „quasi-Verfassung", die das schleichende Anwachsen von EU-Kompetenzen
verhindern soll.

Für die tschechische Öffentlichkeit war allerdings nicht die Zukunft der EU, son-
dern der tschechische EU-Beitritt das Hauptthema. Anfang 2002 hätten 46% der
Befragten für den Beitritt und 19% dagegen gestimmt.7 Die Skepsis gegenüber der
EU wurde durch die EU-Position auf dem Gebiet der Personenfreizügigkeit, die
Spaltung der innenpolitischen Szene, die Auseinandersetzungen mit Österreich
über das AKW Temelin und den Streit um die sog. Benes-Dekrete verursacht. Die
Informationsstrategie bezüglich des EU-Beitritts wurde Ende 2001 intensiviert und
fokussierte auf praktische Fragen einer EU-Mitgliedschaft.

Regelmäßiger Bericht der Europäischen Kommission8

Der Bericht 2001 fiel positiv aus. Die CR wurde erstmals als eine funktionierende
Marktwirtschaft eingestuft. Der Bericht verwies auf Fortschritte im Bereich der
Staats- und Selbstverwaltung sowie die Reform des Gerichtswesens. Das Gesetz
zum Staatsdienst wurde allerdings erst im Frühjahr 2002 dem Parlament vorgelegt.
Die fiskale Konsolidierung, die Strukturreformen und die Privatisierung sowie die
Restrukturierung des Bankwesens und der übriggebliebenen Staatsunternehmen
muss fortzusetzt werden. Kritisch wurden die Subventionen in die Stahlbetriebe
betrachtet. Große Probleme stellen Korruption und Wirtschaftskriminalität, Frauen-
und Kinderhandel sowie die Umsetzung der Instrumente zur Verbesserung der
Minderheitenlage (u.a. der Romabevölkerung) dar. Die Rechtsharmonisierung auf
dem Binnenmarkt ist fortgeschritten, auch wenn es Mängel im Bereich des freien
Personen- und Kapitalverkehrs gibt.

Die Beitrittsvorbereitungen

Ende Oktober wurde die sog. Euronovelle der Verfassung vollendet, die es ermög-
licht, einige Befugnisse von den Staatsorganen auf die internationale Ebene zu
übertragen. Im Februar 2002 wurde das Volksabstimmungsgesetz zum EU-Beitritt
von der Abgeordnetenkammer gebilligt. Die Regierung beschloss die Schaffung der
notwendigen administrativen und institutionellen Vorbedingungen für die Übertra-
gung des acquis communautaire in den Bereich der Regionalpolitik. Die Anpassung
des Gesetzes über die Vergabe von öffentlichen Aufträgen ist in der Vorbereitugs-
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phase und eine Novelle des Bürgerlichen Gesetzbuchs soll die EU-konforme
Garantie beim Verbrauchswaren einführen. Obwohl 60% der Betriebe noch Anfang
2002 keine eigene Entwicklungstrategie hinsichtlich des Beitritts hatten9, überwie-
gen unter den tschechischen Firmen positive Erwartungen.

Beziehungen zur EU

Im Jahre 2001 erzielte die tschechische Wirtschaft die besten Ergebnisse im EU-
Handel.10 Der Export stieg um 14% und der Import um 11%. Die CR war nicht
imstande, die Mittel aus den EU-Fonds (Phare, ISPA und SAPARD) in vollem Um-
fang auszunutzen. Die EU kritisierte die Politik für die unzureichende Nutzung der
bereitgestellten Finanzmittel und akkreditierte die tschechische SAPARD-Agentur
erst im April 2002. Der Gipfel von Laeken wurde in Prag im Sinne eines Einstiegs
in die interne Debatte über die Zukunft der EU begrüßt und die Teilnahme am Kon-
vent als eine völlig neue Dimension der Annäherung an die EU bewertet.

Beitrittsverhandlungen

Die CR konnte bis Ende April 25 Verhandlungskapitel vorläufig schließen. Sie hat
insgesamt über 20 Übergangsfristen gefordert, die überwiegend technischer oder
finanzieller Natur sind. Im Kapitel freier Kapitalverkehr setzte Prag eine sieben-
jährige Übergangsfrist hinsichtlich des Erwerbs von Forst- und Agrargrundstücken
durch (Juni 2001). Im freien Personenverkehr (Oktober 2001) ist es der CR gelun-
gen, das Recht auf eigene Schutzmaßnahmen zu wahren. Im Kapitel Umwelt
vereinbarte Prag Übergangsfristen in den kapitalintensiven Bereichen. Die Eini-
gung mit Österreich bezüglich des AKW Temelin ermöglichte den Abschluss des
Kapitels Energie (Dezember 2001), wobei der tschechischen Politik die konstrukti-
ve Rolle von Kommissar Verheugen in dieser Frage sehr hilfreich war. Das Kapitel
Verkehr blieb offen, da Prag die EU-Position in der Kabotage-Frage als unbe-
gründet ablehnte. Der Kommissionsentwurf zum finanziellen Rahmen der Er-
weiterung wurde von der tschechischen Regierung kritisiert. Während die Struktur-
und Kohesionsfondszahlungen wenig Kritik hervorriefen, wurden die Maßnahmen
im Agrarbereich abgelehnt. Dabei sei die Chancengleichheit wichtiger als die
eigentliche Höhe der Direktzahlungen. Prag beabsichtigte eine Erhöhung der
Produktionsquoten zu erzielen und die Gleichheit durch nationale Subventionen
herzustellen.

Der Resolutionsentwurf des Europäischen Parlaments über Tschechien wurde als
voreingenommen und willkürlich wahrgenommen, da sich 5 von 13 Absätzen mit
den sog. Benesch-Dekreten befassten. Die ODS forderte eine „Sicherheitsgarantie"
bezüglich der Dekretengültigkeit, die zu einem Teil der Beitrittsverhandlungen wer-
den sollte. Dies wiesen sowohl die Regierung als auch die Europäische Kommis-
sion zurück.
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Schlussfolgerungen

Die Position der CR unter den am weitesten fortgeschrittenen Beitrittsländern hat
sich im Jahre 2001-2002 gefestigt. Die Regierung und das Parlament haben einen
effektiven Modus der Zusammenarbeit entwickelt, der die Rechtsangleichung er-
leichterte und die Euronovelle der Verfassung ermöglichte. Die positive Wirt-
schaftslage, der heranrückende EU-Beitritt, große Privatisierungsprojekte sowie
staatliche Investitionsförderungen haben die Attraktivität des „Standorts Tsche-
chien" erhöht. Als Herausforderungen bleiben die Restrukturierung u.a. der Stahl-
industrie und des Bankwesens, das wachsende Staatshaushaltsdefizit, die Zah-
lungsbilanzstruktur sowie die starke Währung. Obwohl in der tschechischen Politik
ein allgemeiner Konsens bezüglich des EU-Beitritts herrschte, blieben die Meinun-
gen in Fragen der weiteren Gestaltung der EU gespalten. Die defensive Haltung im
Bezug auf die Gültigkeit der Präsidentendekrete zeigte, wie belastend jegliche In-
strumentalisierung historischer Fragen für den EU-Beitritt sein können.

Anmerkungen
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